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Verwaltungsgericht Hamburg 

Beschluss 

 

In der Verwaltungsrechtssache  

  
- Antragstellerin - 

  
 
g e g e n 

 

 

  
- Antragsgegnerin - 

 

  

hat das Verwaltungsgericht Hamburg, Kammer 7, am 26. November 2025 durch  
 
 
beschlossen: 
 

   

 

 

Die Anträge auf Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes werden abgelehnt.  

   

 

Die Kosten des Verfahrens trägt die Antragstellerin.  

   

 

Der Streitwert wird auf 92.369,88 EUR festgesetzt. 

   

 

   

Rechtsmittelbelehrung:  
 
Gegen diesen Beschluss steht den Beteiligten und sonst von der Entscheidung Betroffenen die Beschwerde an 
das Hamburgische Oberverwaltungsgericht zu. Sie ist innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe des Be-
schlusses beim Verwaltungsgericht Hamburg, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, einzulegen.  
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Die Beschwerdefrist wird auch gewahrt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist beim Hamburgischen Ober-
verwaltungsgericht, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, eingeht.  
 
Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung zu begründen. Die Begrün-
dung ist, sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt worden ist, bei dem Hamburgischen Oberver-
waltungsgericht, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, einzureichen. Sie muss einen bestimmten Antrag ent-
halten, die Gründe darlegen, aus denen die Entscheidung abzuändern ist oder aufzuheben ist, und sich mit der 
angefochtenen Entscheidung auseinandersetzen.  
 
Eine Beschwerde in Streitigkeiten über Kosten, Gebühren und Auslagen ist nur zulässig, wenn der Wert des 
Beschwerdegegenstandes 200,00 EUR übersteigt.  
 
Der Beschwerde sowie allen Schriftsätzen sollen – sofern sie nicht in elektronischer Form eingereicht werden 
–Abschriften für die Beteiligten beigefügt werden.  
 
Vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer im Prozesskostenhilfever-
fahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch die ein 
Verfahren vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht eingeleitet wird. Als Bevollmächtigte sind Rechts-
anwälte oder Rechtslehrer an einer der in § 67 Abs. 2 Satz 1 VwGO genannten Hochschulen mit Befähigung 
zum Richteramt zugelassen. Ferner sind die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 VwGO bezeichneten Personen 
und Organisationen als Bevollmächtigte zugelassen. Ergänzend wird wegen der weiteren Einzelheiten auf § 67 
Abs. 2 Satz 3, Abs. 4 und Abs. 5 VwGO verwiesen. 
 
Hinsichtlich der Festsetzung des Streitwertes steht den Beteiligten die Beschwerde an das Hamburgische 
Oberverwaltungsgericht zu. Die Streitwertbeschwerde ist beim Verwaltungsgericht Hamburg, Lübeckertor-
damm 4, 20099 Hamburg, einzulegen.  
 
Sie ist spätestens innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft 
erlangt hat, schriftlich oder zu Protokoll der Geschäftsstelle einzulegen.  
 
Soweit die Beschwerde gegen die Streitwertfestsetzung nicht durch das Verwaltungsgericht zugelassen wor-
den ist, ist eine Beschwerde gegen die Streitwertfestsetzung nur gegeben, wenn der Wert des Beschwerdege-
genstandes 200,00 EUR übersteigt.    
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Gründe 

I.  

Die zulässigen Anträge auf Wiederherstellung bzw. Anordnung der aufschiebenden Wir-

kung der Widersprüche der Antragstellerin haben in der Sache keinen Erfolg. 

1. Der zulässige Antrag nach § 80 Abs. 5 Satz 1 Alt. 2 VwGO auf Wiederherstellung der 

aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs gegen die Beseitigungsanordnung vom 2. Sep-

tember 2025 ist unbegründet.  

Im Verfahren vorläufigen Rechtsschutzes auf Wiederherstellung eines durch behördliche 

Anordnung nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO für sofort vollziehbar erklärten Verwal-

tungsaktes nimmt das Gericht eine eigene Abwägung der widerstreitenden Interessen der 

Allgemeinheit an der sofortigen Vollziehung dieses Verwaltungsaktes und des Ausset-

zungsinteresses des Adressaten des Verwaltungsaktes im Regelfall auf der Grundlage ei-

ner summarischen Prüfung der Erfolgsaussichten des Rechtsbehelfs in der Hauptsache 

vor. An der sofortigen Vollziehung eines rechtswidrigen Verwaltungsaktes besteht kein 

überwiegendes öffentliches Interesse, während andererseits das öffentliche Interesse an 

der Vollziehung überwiegt, wenn die sofortige Vollziehung des Verwaltungsaktes entspre-

chend § 80 Abs. 3 Satz 1 VwGO formell ordnungsgemäß angeordnet worden ist, der Ver-

waltungsakt aller Voraussicht nach rechtmäßig ist und ein besonderes Vollzugsinteresse 

vorliegt.  

Die sofortige Vollziehung der Beseitigungsanordnung ist formell ordnungsgemäß angeord-

net worden (a)). In der Interessenabwägung (b)) überwiegt das öffentliche Vollzugsinte-

resse das Suspensivinteresse der Antragstellerin, da die Beseitigungsanordnung nach im 

Eilverfahren allein möglicher und gebotener summarischer Prüfung rechtmäßig sein dürfte 

(aa)) und ein besonderes öffentliches Vollzugsinteresse vorliegen dürfte (bb)). 

a) Die Vollziehungsanordnung genügt den formellen Anforderungen nach § 80 Abs. 3 

Satz 1 VwGO. Die Antragsgegnerin hat die sofortige Vollziehung schriftlich angeordnet und 

dem Formerfordernis genügend begründet.  

§ 80 Abs. 3 Satz 1 VwGO soll einer gleichsam automatischen Anordnung der sofortigen 

Vollziehung vorbeugen und verpflichtet die Behörde grundsätzlich, mit einer auf den kon-

kreten Fall abgestellten und nicht lediglich „formelhaften“ schriftlichen Begründung das be-

sondere Interesse an der sofortigen Vollziehung darzulegen (vgl. BVerwG, Beschl. v. 
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21.4.1995, 1 VR 9/94, juris, Rn. 4; OVG Hamburg, Beschl. v. 14.8.2008, 3 Bs 92/08). Da-

rauf, dass die genannten Erwägungen materiell ausreichen, um das Überwiegen des öf-

fentlichen Interesses an der sofortigen Vollziehung zu begründen, kommt es demgegen-

über nicht an (vgl. OVG Hamburg, Beschl. v. 23.5.2000, 2 Bs 55/00; Beschl. v. 23.6.2005, 

2 Bs 147/05 m.w.N.). Diesen Anforderungen genügt die Antragsgegnerin, indem sie in dem 

Bescheidtext darauf abstellt, dass die umgehende Durchführung der angeordneten Maß-

nahmen zum Schutz der Allgemeinheit erforderlich sei, um eine unmittelbar bevorstehende 

Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung abzuwenden, da die Brandruine insbe-

sondere auch in Richtung auf den öffentlichen Weg A-Weg einzustürzen drohe und da eine 

weitere Gefahr mit der Beschädigung von asbesthaltigen Materialien verbunden sei.  

b) Die Interessenabwägung ergibt ein Überwiegen des öffentlichen Interesses am Sofort-

vollzug. 

aa) Die Beseitigungsanordnung dürfte formell (aaa)) und materiell rechtmäßig (bbb)) sein.  

aaa) Die formellen Rechtmäßigkeitsvoraussetzungen liegen vor.  

Insbesondere war eine Anhörung der Antragstellerin gemäß § 28 Abs. 1 HmbVwVfG nach 

den Umständen des Einzelfalls nicht geboten, weil eine sofortige (bzw. sehr zeitnahe) Ent-

scheidung aufgrund der Einsturzgefahr der Brandruine wegen Gefahr im Verzug notwendig 

erschien (§ 28 Abs. 2 Nr. 1 HmbVwVfG). Zudem würde ein etwaiger Anhörungsmangel, 

soweit er sich nicht ohnehin durch die Erörterungen im weiteren Verlauf, das vorliegende 

Verfahren einschließend erledigt hat, auch deshalb voraussichtlich nicht zu einem Erfolg 

der Anfechtung der Beseitigungsanordnung in der Hauptsache führen, da er gemäß § 45 

Abs. 1 Nr. 3 HmbVwVfG durch Nachholung im Widerspruchsverfahren geheilt werden 

könnte. 

Die Beseitigungsanordnung ist zudem hinsichtlich ihres Bezugsobjektes inhaltlich hinrei-

chend bestimmt im Sinne des § 37 Abs. 1 HmbVwVfG. Zwar sieht der Bescheid davon ab, 

den von dem – wiederum ersichtlich nicht auf die gesamte, aus mehreren, vielfach mitei-

nander verbundenen Baukörpern bestehende Bebauung des Grundstücks bezogenen –

Handlungsgebot betroffenen besonderen Bereich etwa durch eine Planzeichnung oder be-

stimmte Maße in Relation zur Grundstücksgrenze zu definieren. Die Beseitigungsanord-

nung bezieht sich vielmehr nur textlich auf die „Brandruine“ bzw. auf die „bauliche Anlage“, 

die „nach dem Brandgeschehen vom 27. August 2025“ „nicht mehr standsicher“ sei. 
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Aus den – für die Beteiligten ersichtlichen – tatsächlichen Verhältnissen auf dem Grund-

stück B-Straße 1 (Flurstück XXX der Gemarkung C) ergibt sich in Verbindung mit der Be-

zugnahme auf den Gebäudebrand vom 27. August 2025 jedoch, dass die Beseitigungsan-

ordnung von den auf dem Grundstück befindlichen Gebäuden nur das direkt am A-Weg auf 

dem nordöstlichen Grundstücksteil liegende Verwaltungsgebäude der ehemaligen Lackfar-

ben erfassen soll. Ebenso aus den tatsächlichen Verhältnissen für die Beteiligten ersichtlich 

ist die spezifische Bedeutung des verwendeten Begriffs „Brandruine“ auch insoweit, als da-

mit gegenständlich nicht lediglich der stehend verbliebene Gebäuderest, sondern auch der 

bei dem teilweisen Einsturz sowie bei den Löscharbeiten entstandene Schutt gemeint ist. 

Die Unbestimmtheit bzw. Widersprüchlichkeit schließlich, die sich zunächst aus dem Wort-

laut der Anordnung insoweit ergibt, als damit beide Handlungsgebote, nämlich betreffend 

die Beseitigung und betreffend die Schadstoffbewertung, „sofort durchzuführen“ seien, hier-

bei jedoch wiederum für die Schadstoffbewertung angeführt wird, sie sei „vor Abbruch der 

Brandruine“ gefordert, lässt sich bei lebensnaher Betrachtung auch für den Adressaten da-

hin auflösen, dass mit der Beseitigung so lange zugewartet werden kann und soll, bis die 

Schadstoffbewertung die Planung einer sachgerechten Durchführung des Abbruchs ermög-

licht. 

bbb) Nach summarischer Prüfung sind die materiellen Rechtmäßigkeitsvoraussetzungen 

erfüllt (1); gemäß § 114 VwGO erhebliche Ermessensfehler sind nicht festzustellen (2). 

(1) Die Beseitigungsanordnung, mit der die Antragsgegnerin der Antragstellerin aufgege-

ben hat, den nach Gebäudebrand und Feuerwehreinsatz verbliebenen baulichen Restbe-

stand abzubrechen und den gesamten vorhandenen und weiter anfallenden Bauschutt 

fachgerecht entsorgen zu lassen, dürfte nach § 76 Abs. 2 HBauO gerechtfertigt sein (a); 

die Ordnungsverfügung benennt die Antragstellerin auch rechtmäßig als Pflichtige (b).  

(a) Gemäß § 76 Abs. 2 Nr. 1 HBauO kann die Bauaufsichtsbehörde anordnen, dass ver-

wahrloste Bauanlagen oder Teile von ihnen ganz oder teilweise in Stand gesetzt werden, 

oder die Beseitigung von verwahrlosten Anlagen anordnen, wenn eine Instandsetzung nicht 

möglich ist. Aufgrund von § 76 Abs. 2 Nr. 2 HBauO kann die Bauaufsichtsbehörde weiter 

anordnen, dass Grundstücke aufgeräumt oder ordnungsgemäß hergerichtet werden oder 

dass endgültig nicht mehr genutzte Anlagen beseitigt oder dauerhaft gesichert werden. Ob 

insoweit § 76 Abs. 2 Nr. 1 HBauO in den Vordergrund zu stellen ist, wie es die Antragsgeg-

nerin (wohl im Hinblick auf die Ruine, d.h. die stehend verbliebenen Gebäudereste) nun-

mehr vorträgt, oder ob der Schwerpunkt auf § 76 Abs. 2 Nr. 2 HBauO (im Hinblick auf den 
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Schutt) liegt, kann hier ebenso dahinstehen wie der Umstand, dass der Bescheid-Text auf 

„§ 76 Abs. 2 Satz 2 HBauO“, d.h. eine nicht existierende Vorschrift abstellt. Denn die grund-

sätzliche Berechtigung der Antragsgegnerin aus § 76 Abs. 2 Nr. 1 und 2 HBauO, durch die 

erlassene Beseitigungsanordnung in dem von dem Gebäudebrand erfassten Bereich für 

ordnungsgemäße Zustände zu sorgen bzw. sorgen zu lassen, steht hier außer Frage.  

Auch die Antragstellerin zieht nicht in Zweifel, dass sowohl von dem baulichen Restbestand 

als auch von dem Bauschutt erhebliche Gefahren ausgehen, denen mit einer fachgerechten 

Beseitigung zu begegnen ist.  

Soweit das Verwaltungsgebäude nach dem Brand und den Löscharbeiten noch nicht zu-

sammengestürzt ist, fehlt es an der erforderlichen Standsicherheit. Der hinzugezogene 

Baustatiker hat das angesichts des Entfalls tragender Zwischenwände Naheliegende be-

stätigt und eine Einsturzgefahr des Gebäudes festgestellt, aufgrund derer das Dach sowie 

das erste Obergeschoss des Gebäudes umgehend abgetragen werden müssten. Ohne die-

sen Eingriff ist der derzeitige Gebäuderestbestand ersichtlich insgesamt einsturzgefährdet, 

woraus insbesondere die von der Antragsgegnerin benannte Gefahr folgt, dass Personen 

auf dem unmittelbar angrenzenden öffentlichen Weg geschädigt werden, zudem die Ge-

fahr, dass Gebäudeteile in das nördlich unmittelbar angrenzende Gewässer, die D, stürzen 

und dort zu Verunreinigungen sowie Stauungen führen.   

Sehr gewichtige weitere Gefahren gehen von dem bereits angefallenen sowie dem bei wei-

terem Gebäudeeinsturz anfallenden Bauschutt aus. Denn dieser ist, wie ebenfalls zwischen 

den Beteiligten unstreitig und durch die Laboranalyse einer Materialprobe bestätigt, ausge-

hend von den zur Dacheindeckung verwendeten, im Zuge des Brandes und des Teilein-

sturzes beschädigten Eternitplatten nicht unerheblich mit hoch gesundheitsgefährdendem 

Asbeststaub belastet, der sich – insbesondere unter Windeinwirkung – weiter zu verteilen 

droht. 

Gefahrerhöhend tritt hinzu, dass das Grundstück B-Straße 1 wegen der Trümmerteile bzw. 

des Bauschutts bislang nicht wirksam gegen den Zutritt Unbefugter geschützt werden 

konnte und daher auch für die Zukunft damit gerechnet werden muss, dass sich Personen 

in den einsturzgefährdeten Bereichen aufhalten werden. 

 

(b) Die Antragstellerin durfte als Zustandsverantwortliche für die Beseitigung in Anspruch 

genommen werden; dies gilt unabhängig von einer Aufgabe des Grundeigentums (hierzu 
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unter (aa)) sowie trotz der mit der Inanspruchnahme verbundenen erheblichen finanziellen 

Belastung (hierzu unter (bb)). 

(aa) Die – zum Zeitpunkt des Bescheiderlasses unstreitig bestehende – Zustandsverant-

wortlichkeit der Antragstellerin ergibt sich bis zu ihrem am 22. Oktober 2025 in das Grund-

buch eingetragenen Verzicht auf das Eigentum am Grundstück B-Straße 1 aus § 9 Abs. 1 

Satz 1 SOG. Danach sind Maßnahmen gegen Gefahren, die durch den Zustand einer Sa-

che begründet werden, gegen den Eigentümer der Sache zu richten. 

Die Aufgabe des Eigentums hat insoweit zu keiner erheblichen Veränderung der Rechts-

lage geführt, denn gemäß § 9 Abs. 1 Satz 2 SOG dürfen Maßnahmen zur Abwehr von 

Gefahren, die von einer herrenlosen Sache ausgehen, auch gegen denjenigen gerichtet 

werden, der das Eigentum an der Sache aufgegeben hat. 

(bb) Entgegen der Ansicht der Antragstellerin ergibt sich aus den Erwägungen des Bundes-

verfassungsgerichts in dem Beschluss vom 16. Februar 2000 (1 BvR 242/91, 1 BvR 315/99) 

für sie keine Ausnahme aus der Zustandsverantwortlichkeit – und zwar auch dann nicht, 

wenn jene Entscheidung als nicht lediglich auf die Inanspruchnahme des Grundeigentü-

mers für die Beseitigung von sogenannten Altlasten, d.h. von Dritten verursachten Boden-

verunreinigungen, sondern auf die Begrenzung der auf das Grundeigentum abstellenden 

Haftung des Eigentümers insgesamt gerichtet zu verstehen ist. 

Die Antragstellerin hat nicht substantiiert dargelegt, welche tatsächlichen Umstände dazu 

führen sollten, dass ihr die Gefahrenbeseitigung auf eigene Kosten unzumutbar wäre. 

Die Heranziehung des Eigentümers im Rahmen seiner Zustandsverantwortlichkeit zu Maß-

nahmen der Gefahrenabwehr kann aufgrund seines Eigentumsgrundrechts (Art. 14 Abs. 1 

Satz 1 GG) durch den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit (Art. 20 Abs. 3 GG) begrenzt 

sein. Wird der Eigentümer zur Gefahrenabwehr auf seine Kosten herangezogen, wird er in 

der Verwendung des Eigentums zu seinem eigenen Nutzen beeinträchtigt. Diese Beein-

trächtigung hat der Eigentümer aufgrund der Sozialpflichtigkeit des Eigentums (Art. 14 

Abs. 1 Satz 2 GG) zur Ermöglichung einer effektiven Gefahrenabwehr regelmäßig hinzu-

nehmen (BVerfG, Beschl. v. 16.2.2000, 1 BvR 242/91, juris, Rn. 55, BVerfGE 102, 1). Das 

Eigentumsgrundrecht des als Zustandsstörer herangezogenen Eigentümers darf indes 

nicht unzumutbar beeinträchtigt werden (BVerfG aaO., Rn. 54). Zur Bestimmung der Zu-

mutbarkeitsgrenze kann als ein Anhaltspunkt das Verhältnis zwischen dem finanziellen Auf-

wand der auferlegten Pflicht und dem Verkehrswert des Grundstücks nach Durchführung 

der auferlegten Maßnahme dienen. Überschreiten die vom Eigentümer zu tragenden 
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Maßnahmekosten den Verkehrswert des Grundstücks nach Durchführung der Maßnahme, 

kann dies zur Unzumutbarkeit der uneingeschränkten Heranziehung des Eigentümers füh-

ren. Denn in diesem Fall entfällt regelmäßig das Interesse des Eigentümers an einem künf-

tigen privatnützigen Gebrauch des Grundstücks (BVerfG aaO., Rn. 56). Allerdings folgt aus 

einer Kostenbelastung, die den Verkehrswert des Grundstücks nach Durchführung der auf-

erlegten Maßnahme übersteigt, nicht zwingend die Unzumutbarkeit der unbegrenzten In-

anspruchnahme des Eigentümers. Denn der Verkehrswert ist nur ein Anhaltspunkt für das 

individuelle Interesse des Eigentümers am Grundstück; dieses muss auch nicht in jedem 

Fall schutzwürdig sein. Entscheidend ist vielmehr eine Einzelfallbetrachtung (vgl. BVerfG, 

Beschl. v. 16.2.2000, 1 BvR 242/91, juris, Rn. 56, BVerfGE 102, 1). Dabei können weitere 

Aspekte zu berücksichtigen sein. Für die Zumutbarkeit einer den nachträglichen Verkehrs-

wert übersteigenden Kostenbelastung spricht es, wenn der Eigentümer das Risiko der Ge-

fahr bewusst in Kauf genommen hat (aaO., Rn. 58). Je nach dem Grad der Fahrlässigkeit 

kann die Schutzwürdigkeit des Eigentümers auch dann gemindert sein, wenn der Eigentü-

mer die Risikoumstände bei gebotener Sorgfalt hätte erkennen können (aaO., Rn. 60, 61). 

Für die Zumutbarkeit der Inanspruchnahme spricht es ferner, wenn der Eigentümer aus 

dem Risiko Vorteile erzielt hat (aaO., Rn. 60). Rührt wiederum die vom Grundstück ausge-

hende Gefahr von nicht nutzungsberechtigten Dritten oder von der Allgemeinheit zuzurech-

nenden Ursachen her, kann die alleinige Inanspruchnahme des alle Sicherungspflichten 

einhaltenden Eigentümers unzumutbar sein (vgl. aaO., Rn. 57). Unabhängig vom Verhältnis 

zwischen Maßnahmekosten und nachträglichem Grundstückswert kann die alleinige Inan-

spruchnahme des Eigentümers ferner dann unzumutbar sein, wenn der Eigentümer für die 

Maßnahme auch mit Vermögen einstehen müsste, das in keinem rechtlichen oder wirt-

schaftlichen Zusammenhang mit dem gefährdenden Grundstück steht (vgl. aaO., Rn. 63). 

Vorliegend lässt sich nach diesem Maßstab keine Unzumutbarkeit der Beseitigungspflicht 

aufgrund der Höhe der zu erwartenden Kosten feststellen. Die Antragstellerin hat nicht sub-

stantiiert dazu vorgetragen, welche tatsächlichen Umstände dazu führen sollten, dass sie 

angesichts der Höhe der Beseitigungskosten schützenswert kein Interesse mehr an einer 

künftigen privatnützigen Verwendung des Grundstücks B-Straße 1 (gehabt) hat. Hierzu 

wäre die Antragstellerin darlegungsbelastet gewesen. Denn das Gesetz ordnet im Grund-

satz ihre Zustandsverantwortlichkeit an. Es ist Sache der Antragstellerin, die aus ihrer 

Sphäre stammenden Gründe vorzutragen, die vorliegend ausnahmsweise eine andere Be-

wertung gebieten. Der in Anspruch genommene Eigentümer, der sich auf eine unzumutbare 

Belastung durch die gefahrenabwehrrechtliche Inanspruchnahme beruft, hat umfassend zu 
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substantiieren, wie sich sein individuelles Interesse an dem Grundstück zu dessen Ver-

kehrswert verhält (BVerfG, Beschl. v. 5.6.2020, 1 BvR 2623/19, juris, Rn. 15).  

Soweit die Umstände erkennbar sind, ist in der gebotenen Einzelfallbetrachtung der Zumut-

barkeit vorliegend zugunsten der Antragstellerin zu berücksichtigen, dass der Brand als 

gefahrauslösendes Schadensereignis mit hoher Wahrscheinlichkeit durch nicht nutzungs-

berechtigte Dritte verursacht worden ist. Zulasten der Antragstellerin dürfte demgegenüber 

einzubeziehen sein, dass sie das Risiko einer Brandstiftung jedenfalls in Kauf genommen 

haben dürfte, da sie von wirksamen Sicherungen ihres Grundstücks abgesehen hat, obwohl 

sie mit Schadensereignissen zu rechnen hatte. Denn das Grundstück ist nach dem unbe-

strittenen Vortrag der Antragsgegnerin jahrelang ungenutzt und zugänglich für unbefugte 

Dritte gewesen; so ist es in dieser Zeit bereits Vandalismus und (kleineren) Brandstiftungen 

ausgesetzt gewesen.  

Überdies ist nicht vorgetragen oder ersichtlich, dass die Beseitigungskosten bezogen auf 

die Brandruine den Wert des Grundstücks B-Straße 1 nach Durchführung der Beseitigungs-

maßnahme übersteigen. Dass dies der Fall ist, liegt aufgrund der dem Gericht zur Verfü-

gung stehenden Informationen insbesondere deshalb fern, weil die Antragstellerin einen 

Kaufvertragsentwurf zu einer mit einer konkreten Kaufinteressentin angestrebten Transak-

tion aus dem April 2025 eingereicht hat, in dem ein Kaufpreis von 640.000,00 Euro für das 

Grundstück vorgesehen war. Selbst nach Wertminderung durch die Brand- und Löschschä-

den an den auf dem Grundstück stehenden Gebäuden und selbst für den Fall, dass der 

angesetzte Kaufpreis auch im April 2025 über dem tatsächlichen Verkehrswert des Grund-

stücks gelegen hat, sprechen der Fortbestand der weiteren Gebäude und das Anhalten des 

Kaufinteresses gegen einen auf Null reduzierten aktuellen Grundstückswert. Allerdings ist 

nicht zu verkennen, dass die Antragstellerin insoweit ausweislich der Aufgabe des Grund-

eigentums zwischenzeitlich zu einer anderen Einschätzung gelangt sein dürfte. Auch inso-

weit ist jedoch fraglich, ob dem – in Abgrenzung zu dem gesamten, auch zeitlichen Aufwand 

– eine auf die Kosten beschränkte und den Wert nach Sanierung berücksichtigende Be-

trachtung zugrunde liegt. 

Klarzustellen ist, dass die Aufgabe des Grundeigentums zu keiner anderen Einschätzung 

hinsichtlich der Zumutbarkeit führt. Denn der pflichtige Grundeigentümer kann sich nicht 

nur gemäß § 9 Abs. 1 Satz 2 SOG, sondern auch nach der verfassungsrechtlichen Wertung 

zugunsten der Sozialpflichtigkeit des Eigentums in Art. 14 Abs. 2 Satz 1 GG einer zuvor 

zumutbaren Inanspruchnahme nicht durch die freiwillige einseitige Aufgabe seines Eigen-

tumsrechts entziehen. 
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(2) Ermessensfehler im Sinne von § 114 VwGO sind nicht ersichtlich. Die Antragsgegnerin 

dürfte ihr Ermessen, auf das der Begründungstext auf Seite 3 des Bescheids Bezug nimmt, 

entsprechend dem Zweck der Ermächtigung ausgeübt und dabei die gesetzlichen Grenzen 

des Ermessens eingehalten haben. Für die Auswahl des Pflichtigen ergibt sich dies bereits 

aus dem Umstand, dass der Handlungsstörer, der unmittelbare Verursacher des Gebäude-

brandes, unbekannt geblieben ist.  

Die Antragsgegnerin dürfte die Antragstellerin nicht in unverhältnismäßigem Umfang her-

angezogen haben. Die Heranziehung zur Gefahrenabwehr auf eigene Kosten ist wegen 

Unverhältnismäßigkeit ermessensfehlerhaft, wenn sie kein geeignetes, erforderliches und 

angemessenes Mittel zur Erreichung eines legitimen Zwecks darstellt (vgl. Art. 20 

Abs. 3 GG).  

Insoweit dürfte die Einschätzung der Antragsgegnerin, nach Abwägung der betroffenen In-

teressen – namentlich dem Eigentumsrecht des Eigentümers gemäß Art. 14 Abs. 1 Satz 1 

GG auf der einen Seite und dem Schutz der Rechtsgüter Leben und Gesundheit gemäß 

Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG auf der anderen Seite – sei es im Rahmen des Ermessens als 

verhältnismäßig und angemessen zu erachten, die Beseitigung der Brandruine anzuord-

nen, zutreffen (vgl. bereits oben zur Zumutbarkeit). 

Auch auf Ebene des Ermessens führt die Aufgabe des Grundeigentums zu keiner anderen 

Einschätzung, auch wenn der Antragstellerin aufgrund der Eigentumsaufgabe die finanzi-

ellen Vorteile aus der Beseitigung der Brandruine nicht mehr zugutekommen werden. Hier 

gilt wie im Rahmen der Zumutbarkeit der Inanspruchnahme der Antragstellerin als (ehema-

lige) Grundstückseigentümerin (s. o. I. 1. b) aa) bbb) (1) (b) (bb)), dass sich die Antragstel-

lerin gemäß § 9 Abs. 1 Satz 2 SOG und nach der verfassungsrechtlichen Wertung zuguns-

ten der Sozialpflichtigkeit des Eigentums in Art. 14 Abs. 2 Satz 1 GG einer zumutbaren 

Inanspruchnahme nicht durch die freiwillige einseitige Aufgabe ihres Eigentumsrechts ent-

ziehen kann.  

bb) Angesichts der von der Brandruine und den Trümmerteilen im Hinblick auf möglicher-

weise umstürzende Mauern sowie auf den Asbeststaub ausgehenden akuten Gefahren für 

Leben und körperliche Unversehrtheit der Allgemeinheit besteht ein besonderes öffentli-

ches Interesse am sofortigen Vollzug der Beseitigungsanordnung. Dieses überwiegt das 

vornehmlich finanziell begründete Suspensivinteresse der Antragstellerin.  

2. Der dem Vorbringen der Antragstellerin zu entnehmende weitere, zulässige Antrag nach 

§ 80 Abs. 5 Satz 1 Alt. 2 VwGO auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung des 
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Widerspruchs gegen die in dem Bescheid vom 2. September 2025 mit der Beseitigungs-

verfügung verbundene Anordnung einer Schadstoffbewertung im Sinne der Gefahrstoffver-

ordnung ist ebenfalls unbegründet.  

Entsprechend den obigen Ausführungen ist die auch die vorliegende Regelung betreffende 

Sofortvollzugsanordnung formell rechtmäßig.  

Das Vollzugsinteresse überwiegt auch hier das Suspensivinteresse der Antragstellerin.  

Die Anordnung der Schadstoffbewertung ist nach summarischer Prüfung rechtmäßig.  

Ermächtigungsgrundlage dürfte insoweit § 58 Abs. 1 Satz 2 und 1 HBauO sein. Gemäß 

§ 58 Abs. 1 Satz 1 HBauO hat die Bauaufsichtsbehörde u.a. bei der Beseitigung von Anla-

gen darüber zu wachen, dass die öffentlich-rechtlichen Vorschriften eingehalten werden, 

soweit nicht andere Behörden zuständig sind. Nach § 58 Abs. 1 Satz 2 HBauO kann die 

Bauaufsichtsbehörde in Wahrnehmung dieser Aufgaben die erforderlichen Maßnahmen 

treffen. Hierauf gestützt konnte die Antragsgegnerin die Schadstoffbewertung als Maß-

nahme zur Vermeidung von Lebens- und Gesundheitsgefahren anordnen.  

Die Anordnung der Schadstoffbewertung – der auch die Antragstellerin nicht weiter entge-

gentritt – ist nach summarischer Prüfung formell und materiell rechtmäßig. Die Tatbestands-

voraussetzungen des § 58 Abs. 1 Satz 2 und 1 HBauO dürften vorgelegen haben. Die An-

tragstellerin ist bei der Überwachung der Einhaltung öffentlich-rechtlicher Vorschriften bei 

der Beseitigung von Anlagen tätig geworden und hat mit der Anordnung des Schadstoffgut-

achtens eine hierzu erforderliche Maßnahme getroffen. Denn zu den bei der Beseitigung 

von Anlagen einzuhaltenden öffentlich-rechtlichen Vorschriften gehört § 3 Satz 3 i. V. m. 

Satz 1 Halbsatz 1 HBauO. Danach sind Anlagen so zu beseitigen, dass die öffentliche Si-

cherheit und Ordnung, insbesondere Leben, Gesundheit und die natürlichen Lebensgrund-

lagen nicht gefährdet werden. Zur Einhaltung dieser Anforderungen bei der Beseitigung der 

Brandruine war die Anordnung eines Schadstoffgutachtens erforderlich. Angesichts der 

nachgewiesenen Asbestbelastung einzelner, nicht näher identifizierter Bauteile der Brand-

ruine, der Wahrscheinlichkeit der Asbestbelastung auch weiterer Bestandteile der Brandru-

ine und der Kontaminierung des Geländes und der Brandruine mit Asbeststaub sind bei der 

Beseitigung der Brandruine besondere Vorsichtsmaßnahmen notwendig. Es ist zu vermei-

den, dass (weitere) Asbestfasern in die Luft gelangen. Dies erfordert Kenntnis darüber, wel-

che Bestandteile der Brandruine, der Bauteile und des Bauschutts in welchem Umfang mit 

Asbest belastet sind. Zu diesem Zweck war die Anordnung eines Beseitigungskonzepts mit 

einem Schadstoffgutachten nach der Gefahrstoffverordnung (GefStoffV), wie es auch nach 
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§ 6 Nr. 3 Alt. 1 BauVorlVO im Rahmen des Genehmigungsverfahrens zur Beseitigung von 

Anlagen nach § 61 Abs. 1 Nr. 3 Alt. 1 HBauO vorzulegen wäre, erforderlich i. S. d. § 58 

Abs. 1 Satz 2 HBauO. Zu den Gefahrstoffen i. S. d. GefStoffV gehört auch Asbest (vgl. §§ 

2 Abs. 4a und 4b, 10 Abs. 1 Satz 6, 11, 11a, Anhang I Nr. 3 GefStoffV).  

b) Die Antragsgegnerin dürfte auch hier ihr Ermessen fehlerfrei ausgeübt haben. Insoweit 

gilt das zur Beseitigungsanordnung Ausgeführte entsprechend (s. o. I. 1. b) bb) (2)).  

3. Der zulässige Antrag nach § 80 Abs. 5 Satz 1 Alt. 1 VwGO auf Anordnung der aufschie-

benden Wirkung des Widerspruchs hinsichtlich der bedingten Zwangsgeldfestsetzung vom 

2. September 2025 hat in der Sache ebenfalls keinen Erfolg. 

Nach § 80 Abs. 5 Satz 1 Alt. 1 VwGO kann das Gericht der Hauptsache auf Antrag die 

aufschiebende Wirkung des Widerspruchs im Fall des § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 VwGO ganz 

oder teilweise anordnen. Dabei trifft das Gericht im Rahmen einer summarischen Prüfung 

der Sach- und Rechtslage eine eigene, originäre Ermessensentscheidung unter Abwägung 

des öffentlichen Interesses an der sofortigen Vollziehung des Bescheids und des Interesses 

des Antragstellers an der aufschiebenden Wirkung seines Widerspruchs. Wesentliches Ele-

ment dieser Entscheidung sind die Erfolgsaussichten des Hauptsacheverfahrens. Ergibt die 

im Rahmen des Verfahrens nach § 80 Abs. 5 VwGO allein erforderliche summarische Prü-

fung, dass der Rechtsbehelf erfolglos sein wird, tritt das Interesse des Antragstellers an der 

aufschiebenden Wirkung seines Rechtsbehelfs regelmäßig zurück. Erweist sich dagegen 

der angefochtene Bescheid bei summarischer Prüfung als offensichtlich rechtswidrig, be-

steht kein Interesse an dessen sofortiger Vollziehung.  

In der vorzunehmenden umfassenden Interessenabwägung überwiegt das öffentliche Voll-

zugsinteresse, dem das Gesetz mit der Bestimmung der sofortigen Vollziehbarkeit als 

Grundsatz (§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwGO i. V. m. § 29 Abs. 1 Halbsatz 1 HmbVwVG) für 

den Regelfall den Vorrang gewährt, das Suspensivinteresse der Antragstellerin. Denn die 

Zwangsgeldfestsetzung ist nach summarischer Prüfung rechtmäßig. 

Ermächtigungsgrundlage für die bedingte Zwangsgeldfestsetzung ist §§ 3 Abs. 1 Nr. 1, 11 

Abs. 1 Nr. 2, 14 Abs. 1, Abs. 2, Abs. 4 HmbVwVG. Die bedingte Zwangsgeldfestsetzung 

dürfte formell (a)) und materiell rechtmäßig (b)) erfolgt sein. 

a) Die bedingte Zwangsgeldfestsetzung ist zunächst formell rechtmäßig. Eine Anhörung 

der Antragstellerin gemäß § 28 Abs. 1 HmbVwVfG war gemäß § 28 Abs. 2 Nr. 5 HmbVwVfG 

entbehrlich, weil es sich bei der Zwangsgeldfestsetzung um eine Vollstreckungsmaßnahme 
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handelt. Das Zwangsgeld durfte gemäß § 14 Abs. 2 Satz 1 Alt. 1, Satz 2 HmbVwVfG auch 

bereits mit dem die Ausgangsverfügungen enthaltenden Bescheid vom 2. September 2025 

bedingt festgesetzt werden.  

b) Die bedingte Zwangsgeldfestsetzung dürfte ferner materiell rechtmäßig sein. Die Tatbe-

standsvoraussetzungen der §§ 3 Abs. 1 Nr. 1, 11 Abs. 1 Nr. 2, 14 Abs. 1, Abs. 2, Abs. 4 

HmbVwVG liegen vor (aa)) und die Antragsgegnerin dürfte das ihr eingeräumte Ermessen 

ordnungsgemäß ausgeübt und das Zwangsgeld nach § 14 Abs. 4 HmbVwVG fehlerfrei be-

messen haben (bb)). 

aa) Die Tatbestandsvoraussetzungen für eine bedingte Zwangsgeldfestsetzung nach §§ 3 

Abs. 1 Nr. 1, 11 Abs. 1 Nr. 2, 14 Abs. 1, Abs. 2, Abs. 4 HmbVwVG lagen vor.  

Die Anordnung der Beseitigung und der Schadstoffbewertung sind jeweils als auf ein Han-

deln gerichtete, wirksame, für sofort vollziehbar erklärte Verwaltungsakte (§§ 35 Satz 1, 41 

Abs. 1 und 2 HmbVwVfG, § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO) vollstreckbare Titel i. S. d. § 3 

Abs. 1 Nr. 1 HmbVwVG. 

Die Voraussetzungen für den Beginn der Vollstreckung gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 

Satz 2 Hs. 2, § 14 Abs. 2 Satz 1 Alt. 1, Satz 2 HmbVwVG waren gegeben. Insbesondere 

bedurfte es hier weder einer gesonderten Fristsetzung für die Befolgung der Schadstoffbe-

gutachtungs- und Beseitigungsanordnung noch eines gesonderten zeitlich vorgelagerten 

Hinweises auf die mögliche Anwendung von Zwangsmitteln. Gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 

HmbVwVG darf die Vollstreckung grundsätzlich erst beginnen, wenn eine für die Befolgung 

der durchzusetzenden Pflicht gesetzte Frist verstrichen und die pflichtige Person darauf 

hingewiesen worden ist, dass die nach § 11 HmbVwVG zulässigen Zwangsmittel gegen sie 

angewandt werden können. Gemäß § 8 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 HmbVwVG ist die Frist-

setzung entbehrlich, wenn die Entscheidung bereits eine Frist für die Befolgung der Pflicht 

enthält. § 14 Abs. 2 Satz 1 Alt. 1, Satz 2 HmbVwVG sieht zudem vor, dass speziell das 

Zwangsgeld bereits mit dem die Grundverfügung enthaltenden Bescheid festgesetzt wer-

den darf, sodass auch ein vorheriger Hinweis auf die mögliche Anwendung von Zwangs-

mitteln in diesem Fall entbehrlich ist. Diese Voraussetzungen für Entbehrlichkeit von Frist-

setzung und Hinweis nach § 8 Abs. 1 Satz 1 HmbVwVG sind hier erfüllt. Die Antragsgeg-

nerin hat bereits mit den Grundverfügungen eine Frist bis zum 24. September 2025 festge-

setzt. 

Die besonderen Voraussetzungen der Zwangsgeldfestsetzung nach § 14 HmbVwVG sind 

ebenfalls erfüllt. Das Zwangsmittel ist für beide zu vollstreckenden Verfügungen 
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insbesondere nach § 14 Abs. 1 HmbVwVG zulässig. Danach kann ein Zwangsgeld u. a. zur 

Erzwingung einer vertretbaren Handlung angeordnet werden, d. h. einer Handlung, die 

auch von einem Dritten durchgeführt werden kann. Die Anordnung der Beseitigung und der 

Schadstoffbewertung verpflichten die Antragstellerin jeweils zu solchen auch durch Dritte 

durchführbaren vertretbaren Handlungen. 

bb) Die Antragsgegnerin dürfte überdies auch das ihr bei der bedingten Zwangsgeldfest-

setzung nach §§ 11 Abs. 1 Nr. 2, 12 Abs. 1 HmbVwVG eingeräumte Ermessen fehlerfrei 

ausgeübt haben ((1)) und das Zwangsgeld nach § 14 Abs. 4 HmbVwVG fehlerfrei bemes-

sen haben ((2)). 

(1) Die Antragsgegnerin dürfte das ihr zustehende Ermessen bei der Zwangsmittelauswahl 

und -anwendung ausgeübt haben. Soweit die Antragsgegnerin ihre Ermessensausübung 

nicht entsprechend den Anforderungen des § 39 Abs. 1 HmbVwVfG im Bescheid vom 

2. September 2025 begründet haben sollte, führt dies nicht zu einer Erfolgsaussicht einer 

Anfechtungsklage gegen die Zwangsgeldfestsetzung in der Hauptsache und zur Begrün-

detheit des hiesigen Eilantrags. Denn ein eventueller formeller Begründungsmangel kann 

nach § 45 Abs. 1 Nr. 2 HmbVwVfG durch Nachholung geheilt werden. Es kann hier offen-

bleiben, ob die Ausführungen der Antragsgegnerin in ihren Schriftsätzen für eine Heilung 

schon ausreichen. Jedenfalls ist eine Heilung im Rechtsbehelfsverfahren (§ 45 Abs. 2 

HmbVwVfG) weiterhin möglich. 

(b) Die Antragsgegnerin dürfte insbesondere das Zwangsgeld als Zwangsmittel in ermes-

sensfehlerfreier Weise ausgewählt und angewendet haben. Nach § 12 Abs. 1 HmbVwVG 

sind Zwangsmittel so auszuwählen und anzuwenden, dass sie in einem angemessenen 

Verhältnis zu ihrem Zweck stehen und die pflichtige Person und die Allgemeinheit nicht 

mehr als unvermeidbar belasten oder beeinträchtigen. Gemäß § 11 Abs. 1 Nr. 1 HmbVwVG 

sind Zwangsmittel ferner nach pflichtgemäßem Ermessen anzuwenden. Diese Anforderun-

gen dürfte die Antragsgegnerin erfüllt haben. 

Die Antragsgegnerin dürfte sich ermessensfehlerfrei jedenfalls zunächst gegen eine Ersatz-

vornahme nach § 13 HmbVwVG anstelle der Zwangsgeldfestsetzung entschieden haben. 

Bei der Beurteilung der Erforderlichkeit durfte die Antragsgegnerin insbesondere einbezie-

hen, dass die Antragstellerin als Eigentümerin aufgrund der Kenntnis des Grundstücks und 

der baulichen Anlagen und Zustände die Schadstoffbeseitigung und Beseitigung nahelie-

genderweise effektiver durchführen kann als ein von der Antragsgegnerin beauftragter Drit-

ter. Hinzu kommt, dass eine Ersatzvornahme für die Antragstellerin im Vergleich zum 
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Zwangsgeld voraussichtlich das belastendere Zwangsmittel gewesen wäre. Denn die 

Durchführungskosten aufgrund behördlicher Beauftragung im Rahmen der Ersatzvor-

nahme sind häufig höher als die Aufwendungen des Pflichtigen bei eigener Beauftragung. 

Außerdem wird der Pflichtige nach Durchführung einer Ersatzvornahme zusätzlich zur Zah-

lung von Gemeinkostenzuschlägen herangezogen, die bei eigener Durchführung nicht an-

fallen.  

Die Antragsgegnerin dürfte die Zwangsgeldfestsetzung darüber hinaus gemäß § 11 Abs. 1 

Nr. 1 HmbVwVG nach pflichtgemäßem Ermessen angewandt haben. Insbesondere sind 

bei summarischer Prüfung keine Fehler in der bedingten Festsetzung bereits mit den 

Grundverfügungen im Bescheid vom 2. September 2025 oder bei der Bemessung der Be-

folgungsfrist bis zum 24. September 2025 (verlängert bis zum 1. Oktober 2025) zu erken-

nen.  

(2) Zudem sind bei summarischer Prüfung keine Fehler bei der Zwangsgeldbemessung zu 

erkennen. Gemäß § 14 Abs. 4 Satz 1 HmbVwVG darf ein einzelnes Zwangsgeld bis zu 

einem Höchstbetrag von 1.000.000 Euro angeordnet werden. Gemäß § 14 Abs. 4 Satz 2 

HmbVwVG sind bei der Bemessung des Zwangsgeldes das Interesse der pflichtigen Per-

son an der Nichtbefolgung des Titels und ihre wirtschaftliche Leistungsfähigkeit zu berück-

sichtigen. Auch bei der Bemessung des Zwangsgelds ist der Verhältnismäßigkeitsgrund-

satz nach § 12 Abs. 1 HmbVwVG zu wahren. Diese Anforderungen dürften eingehalten 

sein. 

Das bedingte Zwangsgeld i. H. v. 25.000,00 Euro überschreitet erstens den Höchstbetrag 

nach § 14 Abs. 4 Satz 1 HmbVwVG nicht, sondern bewegt sich im unteren bis mittleren 

Bereich der zulässigen Zwangsgeldhöhe.  

Die Antragsgegnerin dürfte zweitens das Interesse der Antragstellerin an der Nichtbefol-

gung ausreichend einbezogen haben. Die Antragsgegnerin dürfte die Entscheidung über 

die Zwangsgeldhöhe auch daran orientiert haben, dass die Antragsgegnerin ein hohes In-

teresse an der Nichtbefolgung der Beseitigungs- und Schadstoffbewertungsverfügung ge-

habt haben dürfte – einerseits angesichts der hier zu erwartenden Kosten und andererseits, 

weil die Antragstellerin sich schon in der Vergangenheit gegen Sanierungsmaßnahmen auf 

dem Grundstück B-Straße 1 gewehrt hatte. 

Drittens dürfte die Antragsgegnerin auch die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Antrag-

stellerin zutreffend berücksichtigt haben, indem sie festgestellt hat, dass – aus ihrer Sicht – 

nicht von einer fehlenden wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Antragstellerin 
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auszugehen sei, selbst wenn das Grundstück aufgrund der Bodenkontamination keine er-

heblichen Gewinne mehr abwerfen möge. Dies dürfte vorliegend ausreichen, da keine Ein-

schränkungen der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Antragstellerin vorgetragen oder 

ersichtlich sind.  

4. Auch der zulässige Antrag nach § 80 Abs. 5 Satz 1 Alt. 1 VwGO auf Anordnung der 

aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs hinsichtlich der Feststellung der Verwirkung 

des mit Bescheid vom 2. September 2025 festgesetzten Zwangsgelds und der Zahlungs-

aufforderung aus dem Bescheid vom 8. Oktober 2025 hat in der Sache keinen Erfolg.  

a) Der Antrag ist zwar zulässig. Insbesondere hat die Antragstellerin mit ihrem Wider-

spruchsschreiben vom 19. Oktober 2025 einen nach § 80 Abs. 6 Satz 2 Nr. 1 VwGO i. V. 

m. § 29 Abs. 1 Hs. 2 HmbVwVG hinsichtlich der Zahlungsaufforderung erforderlichen Aus-

setzungsantrag bei der Antragstellerin gestellt, über den die Antragsgegnerin ohne Mittei-

lung eines zureichenden Grundes in angemessener Frist sachlich nicht entschieden hat. 

Die Aufforderung der Antragstellerin, „zu erklären, dass [die Antragsgegnerin] die aufschie-

bende Wirkung der nachfolgenden Widersprüche (wieder-)herstell[t]“, war inhaltlich auf die 

Aussetzung des Sofortvollzugs gerichtet.  

b) Der Antrag ist aber unbegründet, weil die Verwirkterklärung und die Zahlungsaufforde-

rung voraussichtlich rechtmäßig sind. Nach dem insoweit für das gerichtliche Verfahren 

entsprechend heranzuziehenden Prüfungsmaßstab des § 80 Abs. 4 Satz 3 VwGO soll bei 

öffentlichen Abgaben und Kosten die Vollziehung ausgesetzt werden bzw. in entsprechen-

der Anwendung die aufschiebende Wirkung angeordnet werden, wenn ernstliche Zweifel 

an der Rechtmäßigkeit des angegriffenen Verwaltungsakts bestehen oder wenn – was hier 

aber nicht in Rede steht – die Vollziehung für den Abgaben- oder Kostenpflichtigen eine 

unbillige, nicht durch überwiegende öffentliche Interessen gebotene Härte zur Folge hätte. 

Solche ernstlichen Zweifel können nur dann angenommen werden, wenn aufgrund sum-

marischer Prüfung der Sach- und Rechtslage ein Erfolg des Rechtsbehelfs im Hauptsache-

verfahren wahrscheinlicher ist als ein Unterliegen (vgl. OVG Hamburg, Beschl. v. 

23.4.1991, Bs II 16/91, juris, Rn. 9).  

Das ist vorliegend nicht der Fall. 

Ermächtigungsgrundlage ist § 14 Abs. 2 Satz 2 HmbVwVG i. V. m. § 8 Abs. 1 HmbVwVfG. 

Danach wird die Festsetzung von Zwangsgeldern in den Fällen der gemeinsamen Anord-

nung mit dem Verwaltungsakt wirksam, wenn die pflichtige Person die ihr obliegende Hand-

lung nicht fristgemäß vorgenommen hat oder gegen eine Duldungs- oder 
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Unterlassungspflicht verstößt und die Voraussetzungen des § 8 HmbVwVG vorliegen. Nach 

§ 8 Abs. 1 HmbVwVG darf die Vollstreckung erst beginnen, wenn eine für die Befolgung 

der durchzusetzenden Pflicht gesetzte Frist verstrichen ist. 

Die Feststellung der Zwangsgeldverwirkung und die Zahlungsaufforderung dürften hier for-

mell und materiell rechtmäßig sein.  

Insbesondere dürften die Voraussetzungen der Verwirkungsfeststellung und der Zahlungs-

aufforderung vorgelegen haben (aa)) und die Antragsgegnerin dürfte das ihr zustehende 

Ermessen fehlerfrei ausgeübt haben (bb)).  

aa) Die Voraussetzungen der Verwirkungsfeststellung und der Zahlungsaufforderung dürf-

ten gegeben sein. Denn es lag bereits eine wirksame (und voraussichtlich rechtmäßige, s. 

o. I. 4.) bedingte Zwangsgeldfestsetzung vor, deren aufschiebende Bedingung eingetreten 

war. Die bedingte Zwangsgeldfestsetzung aus dem Bescheid vom 2. September 2025 

stand unter der aufschiebenden Bedingung der Nichtbefolgung der Beseitigungs- und 

Schadstoffbewertungsanordnungen bis zum 24. September 2025. Die Antragsgegnerin hat 

diese Frist auf Antrag der Antragstellerin bis zum 1. Oktober 2025 verlängert. Die Antrag-

stellerin hat bis zum Ablauf des 1. Oktober keine Schadstoffbewertung und Beseitigung 

durchgeführt oder durchführen lassen. 

Die Antragstellerin hatte bzw. hat auch keinen Anspruch darauf, so gestellt zu werden, als 

sei die Frist verlängert worden. Ihrer Ansicht, ihr habe eine Fristverlängerung zugestanden 

und die Antragsgegnerin habe sich der gebotenen Verhandlung hierüber durch Abbruch 

der bis dahin gepflegten Kommunikation per E-Mail unzulässig entzogen, kann nicht gefolgt 

werden. Zwar wäre auf Seiten der Antragsgegnerin eine der geltend gemachten Eilbedürf-

tigkeit der Beseitigung der Brandruine angepasste Gewährleistung der anhaltenden Er-

reichbarkeit auf der zunächst genutzten Ebene wohl sachgerecht gewesen; maßgeblich 

bleibt jedoch, dass die Antragstellerin bis zum Fristablauf weder sonstige Möglichkeiten der 

Kontaktaufnahme (etwa über das besondere Behördenpostfach) genutzt, noch überhaupt 

zu erkennen gegeben hat, dass sie selbst alsbald ihre Handlungspflicht erfüllen würde. Viel-

mehr dürfte ihr Vorgehen als nur insoweit auf Beseitigung der Gefahrenquelle gerichtet zu 

verstehen sein, dass dies von Dritten (Erwerber) übernommen werden sollte. Soweit es um 

eine eigene Erfüllung der Beseitigungsverpflichtung gegangen ist, erscheint das Verhalten 

der Antragsgegnerin demgegenüber als Hinhalten der Behörde bis zum Eintritt der beab-

sichtigten Eigentumsaufgabe.  
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bb) Die Antragsgegnerin dürfte auch das ihr zustehende Ermessen (vgl. § 14 Abs. 1 und 2 

HmbVwVG) fehlerfrei ausgeübt haben. Es dürfte insbesondere verhältnismäßig sein, das 

verwirkte Zwangsgeld von der Antragstellerin einzufordern, da sich eine Erfüllung der Hand-

lungspflichten weiterhin nicht abzeichnete. So war weiterhin angesichts der erheblichen 

Gefahren ein großes öffentliches Interesse dahingehend zu berücksichtigen, die Antrag-

stellerin durch Zwangsmitteldruck zum Befolgen der Beseitigungs- und Schadstoffbewer-

tungsanordnungen zu bewegen. 

5. Der zulässige Antrag nach § 80 Abs. 5 Satz 1 Alt. 1 VwGO auf Anordnung der aufschie-

benden Wirkung des Widerspruchs hinsichtlich der zweiten bedingten Zwangsgeldfestset-

zung aus dem Bescheid vom 8. Oktober 2025 ist ebenso unbegründet. Denn die Antrag-

stellerin dürfte auch das zweite bedingte Zwangsgeld aufgrund tauglicher Ermächtigungs-

grundlage formell und materiell rechtmäßig festgesetzt haben. 

Insbesondere lagen die Tatbestandsvoraussetzungen der §§ 3 Abs. 1 Nr. 1, 11 Abs. 1 Nr. 

2, 14 Abs. 1, Abs. 2, Abs. 4 HmbVwVG unverändert vor (vgl. I. 4. b) aa)); u.a. hatte die 

Antragsgegnerin im Bescheid vom 2. September 2025 auch auf die Möglichkeit der Anwen-

dung weiterer Zwangsmittel hingewiesen. 

Zudem dürfte die Antragsgegnerin erneut das ihr eingeräumte Ermessen (§§ 11 Abs. 1, 12 

Abs. 1 HmbVwVG) ordnungsgemäß ausgeübt und das Zwangsgeld nach § 14 Abs. 4 

HmbVwVG fehlerfrei bemessen haben. Es erscheint insbesondere bei summarischer Prü-

fung nicht ermessensfehlerhaft, dass die Antragsgegnerin als Zwangsmittel ein zweites 

Zwangsgeld statt der Ersatzvornahme gewählt hat. Zwar hatte die Antragstellerin bei der 

Zwangsmittelwahl zu berücksichtigen, mit welchem der zur Verfügung stehenden Zwangs-

mittel die bestehenden Gefahren möglichst effektiv und angesichts der jederzeit drohenden 

Schäden auch möglichst schnell beseitigt werden konnten. Diese Erwägung dürfte das Er-

messen der Antragstellerin indes noch nicht dahingehend reduziert haben, dass eine Er-

satzvornahme der erneuten Zwangsgeldfestsetzung in jedem Fall vorzuziehen gewesen 

wäre. Zwar hätte die Antragstellerin mit der Wahl der Ersatzvornahme die Verfahrensherr-

schaft an sich gebracht und auf diese Weise mehr Einfluss auf die schnelle Durchführung 

der Gefahrenbeseitigung nehmen können, was mit dem eingetretenen Zeitablauf erheblich 

an Bedeutung gewonnen hat. Allerdings durfte die Antragsgegnerin voraussichtlich auch 

hier noch berücksichtigen, dass die effektive Gefahrenabwehr von der Sachnähe der An-

tragstellerin profitieren konnte und eine Ersatzvornahme die Antragstellerin mit hoher Wahr-

scheinlichkeit finanziell schwerer belastet hätte. Dem dürfte auch nicht entgegenstehen, 

dass sich die Antragstellerin durch die Dereliktion von der Immobilie B-Straße 1 distanziert 
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hat und deutlich gemacht haben dürfte, dass sie trotz festgesetzter Zwangsmittel keine 

(zeitnahe) Befolgung der Anordnungen beabsichtigt. Denn die Antragsgegnerin hatte hier-

von bei der bedingten Festsetzung des zweiten Zwangsgeldes am 8. Oktober 2025 noch 

keine Kenntnis. Die Antragstellerin hat der Antragsgegnerin den Eigentumsverzicht erst mit 

Schreiben vom 19. Oktober 2025 angezeigt. Ohnehin ändert die Aufgabe des Eigentums 

nichts an der Sachnähe der Antragstellerin, zumal auch ihre tatsächlichen Einwirkungsmög-

lichkeiten auf das nunmehr herrenlose Grundstück nicht eingeschränkt sind.  

6. Der weitere, zulässige Antrag nach § 80 Abs. 5 Satz 1 Alt. 1 VwGO auf Anordnung der 

aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs hinsichtlich des Gebührenbescheids vom 

8. Oktober 2025 hat keinen Erfolg.  

Der Antrag ist zulässig. Insbesondere ist der erforderliche vorgängige Aussetzungsantrag 

gemäß § 80 Abs. 6 Satz 2 Nr. 1 i. V. m. § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 VwGO mit dem Wider-

spruchsschreiben vom 19. Oktober 2025 gestellt worden und unbeschieden geblieben. 

Der Antrag ist unbegründet. Weder hätte die Vollziehung des Gebührenbescheids für die 

Antragstellerin eine unbillige, nicht durch überwiegende öffentliche Interessen gebotene 

Härte zur Folge, noch bestehen ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit des Gebühren-

bescheids (§ 80 Abs. 4 Satz 3 VwGO). Trotz gewisser Zweifel an der Rechtmäßigkeit des 

Gebührenbescheids ist aufgrund summarischer Prüfung der Sach- und Rechtslage ein Un-

terliegen des Rechtsbehelfs gegen den Gebührenbescheid im Hauptsacheverfahren wahr-

scheinlicher als ein Erfolg. 

Ermächtigungsgrundlage für den Gebührenbescheid ist § 16 Abs. 1 Satz 1, GebG i. V. m. 

§§ 39 Abs. 1, 40 HmbVwVG, § 1a Buchstabe d) VKO. Auf dieser Grundlage spricht derzeit 

Überwiegendes dafür, dass der Gebührenbescheid formell (a)) und materiell (b)) rechtmä-

ßig erlassen worden ist. 

a) Der Gebührenbescheid ist formell rechtmäßig. Er enthält insbesondere die nach § 16 

Abs. 1 Satz 2 GebG i. V. m. § 39 Abs. 1 Satz 2 HmbVwVG erforderlichen Angaben zu Be-

hörde, Gebührenpflichtigem, dem zu zahlenden Betrag, wo, wann und wie der Betrag zu 

zahlen ist sowie zur Rechtsgrundlage für die Erhebung der Gebühren und Auslagen sowie 

für deren Berechnung. Auch die gebührenpflichtige Amtshandlung – die Zwangsgeldfest-

setzung – ergibt sich im Wege der Auslegung aus dem Gebührenbescheid. Anlage 1 zum 

Gebührenbescheid vom 8. Oktober 2025 beschreibt im Rahmen der Darstellung der Ge-

bührenermittlung die Gebühr als „Gebühr für die Festsetzung eines Zwangsgelds von mehr 

als 5000 Euro“ und bezieht sich auf § 1a Buchstabe d) VKO, der die Gebührenhöhe für 
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Zwangsgelder von mehr als 5.000,00 Euro regelt. Entsprechend hat ausweislich des Wi-

derspruchsschreibens vom 19. Oktober 2025 auch die Antragstellerin den Gebührenbe-

scheid verstanden.  

b) Der Gebührenbescheid ist zudem materiell rechtmäßig. Die Voraussetzungen der § 16 

Abs. 1 Satz 1 GebG i. V. m. §§ 39 Abs. 1, 40 HmbVwVG, § 1a Buchstabe d) VKO sind hier 

wohl erfüllt (aa)) und die Antragsgegnerin hat die zutreffende Gebührenhöhe angesetzt 

(bb)).  

aa) Die Voraussetzungen der Ermächtigungsgrundlage dürften erfüllt sein. Gemäß § 16 

Abs. 1 Satz 1 werden Gebühren und Auslagen von Amts wegen festgesetzt. Nach § 39 

Abs. 1 Satz 1 HmbVwVG werden Kosten für Amtshandlungen nach dem Hamburgischen 

Verwaltungsvollstreckungsgesetz erhoben. Gemäß § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 GebG i. V. m. 

§ 39 Abs. 1 Satz 2 HmbVwVG entsteht die Gebührenpflicht mit Beendigung der Amtshand-

lung. Nach § 40 Abs. 1 HmbVwVG ist der Senat ermächtigt, durch Rechtsverordnung (Kos-

tenordnung) zu bestimmen, welche Kosten erhoben werden und wann die Kostenpflicht 

entsteht. Nach § 1a Buchstabe d) VKO beträgt die Gebühr für die Festsetzung eines 

Zwangsgelds 500,00 Euro für Zwangsgelder von mehr als 5.000,00 Euro. Der Gebühren-

bescheid entspricht diesen Anforderungen. Im Einzelnen:  

Die Antragsgegnerin durfte die Gebühr als Verwaltungsgebühr nach § 39 Abs. 1 Satz 1 

HmbVwVG erheben. Danach werden für Amtshandlungen nach dem HmbVwVG Kosten 

u. a. in Form von Gebühren erhoben. Die Antragsgegnerin durfte aufgrund dieser Ermäch-

tigungsgrundlage wohl die Gebühr für eine Zwangsgeldfestsetzung erheben. Allerdings hat 

sie keinen ausdrücklich mit „Zwangsgeldfestsetzung“ bezeichneten Verwaltungsakt erlas-

sen; nach den Umständen sieht sie den Gebührentatbestand vielmehr in dem als „Zah-

lungsaufforderung“ überschriebenen Bescheid. Dementsprechend liegt ihrer Gebührener-

hebung ein erweitertes Verständnis des Begriffs „Festsetzung eines Zwangsgelds“ zu-

grunde, mit dem auch die vorliegend gewählte – durchaus übliche – Aufteilung des Vorge-

hens in eine nur bedingte Festsetzung des Zwangsgelds und die davon gesonderte Fest-

stellung, dass das Zwangsgeld verwirkt worden ist, erfasst werden solle. Die Klärung ge-

wisser Zweifel, ob ein Gebührentatbestand einer solchen ausweitenden Auslegung zugäng-

lich ist, stellt die Kammer im vorliegenden Eilverfahren zurück. 

Durch die Vervollständigung der Zwangsgeldfestsetzung in Form der Verwirkungsfeststel-

lung ist – nach vorläufigem Normverständnis (vgl. o.) – die Gebührenpflicht gemäß § 15 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 GebG i.V.m. § 39 Abs. 1 Satz 2 HmbVwVG entstanden. Die 
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Antragstellerin ist gemäß § 39 Abs. 2 HmbVwVG als Handlungspflichtige richtigerweise 

auch Gebührenpflichtige. 

bb) Auch in der Rechtsfolge ist der Gebührenbescheid nach dem Maßstab des vorliegen-

den Eilverfahrens (vgl. o.) nicht durchgreifend zu beanstanden. Die Antragsgegnerin hat 

die gemäß § 40 Abs. 1 HmbVwVG i. V. m. § 1a Buchstabe d) VKO vorgesehene Festgebühr 

von 500,00 Euro für die Festsetzung eines Zwangsgeldes von mehr als 5.000,00 Euro an-

gesetzt. Allerdings ist die Rüge der Antragstellerin, damit übersteige der Betrag der Gebühr 

denjenigen der Gebühr für die Ordnungsverfügung aus unerfindlichen Gründen, durchaus 

nachvollziehbar, zumal als rechtfertigender Gebührenzweck in beiden Fällen nur die Auf-

wandsdeckung in Betracht kommt. Indes ist nicht von vornherein ausgeschlossen, dass in 

Fällen wie den vorliegenden, d. h. bezogen auf substantielle Zwangsgelder, der Prüfungs-

aufwand bei der Entscheidung über die Verwirkungsfeststellung entsprechend erheblich ist. 

 

II. 

1. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. 

2. Die Festsetzung des Streitwerts beruht auf §§ 53 Abs. 2 Nr. 2, 52 Abs. 1 und 2 GKG.  

Für die Beseitigungsanordnung und die Anordnung der Schadstoffbeseitigung war im Eil-

verfahren ein Streitwert von 79.744,875 Euro anzusetzen. Dieser orientiert sich am vollen 

Streitwert in Höhe von 159.489,75 Euro in der Hauptsache. Hier waren die aufgrund des 

Angebots der E-GmbH vom 12. September 2025 tatsächlich zu erwartenden Kosten der 

Beseitigung und vorherigen Schadstoffbewertung (vgl. Ziffer 2.1 des Angebots) zugrunde 

zu legen. Die in Ziffer 9.4.1 des das Gericht nicht bindenden, jedoch als sachgerecht ange-

sehenen Empfehlungen des Streitwertkatalogs für die Verwaltungsgerichtsbarkeit 2025 ge-

nannte Schätzung von 40,00 bis 50,00 Euro pro m³ umbauten Raums erscheint im vorlie-

genden Fall als nicht sachgerecht. Denn die Schätzung würde angesichts der durch die 

Asbestbelastung und die Einsturzgefahr der Brandruine erschwerten Beseitigung die Be-

deutung der Sache für die Antragstellerin, nämlich die zu erwartende Höhe der Aufwendun-

gen, nicht abbilden. 

Die erste bedingte Zwangsgeldfestsetzung aus dem Bescheid vom 2. September 2025 war 

in entsprechender Anwendung von Nr. 1.7.2 Satz 1 des Streitwertkatalogs für die Verwal-

tungsgerichtsbarkeit bei der Festsetzung des Streitwerts nicht zu berücksichtigen. Sie 
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entspricht in ihrer Funktion der Androhung eines Zwangsmittels nach § 13 des Verwaltungs-

Vollstreckungsgesetzes des Bundes (vgl. OVG Hamburg, Beschl. v. 9.5.2023, 2 Bs 41/23, 

juris, Rn. 59). 

Die Verwirkterklärung und die Zahlungsaufforderung bzgl. der ersten bedingten Zwangs-

geldfestsetzung aus dem Bescheid vom 8. Oktober 2025 einerseits und die zweite bedingte 

Zwangsgeldfestsetzung aus dem Bescheid vom 8. Oktober 2025 andererseits waren nach 

Nr. 1.7.1 und Nr. 1.5 Satz 1 des Streitwertkatalogs für die Verwaltungsgerichtsbarkeit je-

weils mit einem Viertel der Zwangsgeldhöhe von 25.000,00 Euro, also 6.250,00 Euro, zu 

berücksichtigen. 

Der Gebührenbescheid vom 8. Oktober 2025 war mit 125,00 Euro zu berücksichtigen. Für 

den Gebührenbescheid war nach § 53 Abs. 2 Nr. 2 i. V. m. § 52 Abs. 1 GKG der Streitwert 

nach der Bedeutung der Sache für die Antragstellerin zu bestimmen. In der Gebührenhaupt-

sache wäre diese Bedeutung für die Antragstellerin und damit der Streitwert nach § 53 Abs. 

3 Satz 1 GKG mit 500,00 Euro zu bemessen. Dieser Hauptsachestreitwert war im vorlie-

genden Eilverfahren nach Nr. 1.5 des Streitwertkatalogs für die Verwaltungsgerichtsbarkeit 

zu vierteln.  

 


